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Planzeichenerklärung 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

~ Gewerbegebiet (GE)/ Industriegebiet (GI) 

Art der Nutzung 
GRZ 

max. Hiihe iiber 

Geländeoberkante {GOK) 
GFZ 

Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

~ Baugrenze 

Verkehrsflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

~ Offentliche Verkehrsflächen 

Straßenbegrenzungslinie 

Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

~ Fläche für die Abwasserbeseitigung 

[nJ Zweckbestimmung Abwasser 

[QJ Zweckbestimmung Gas 

[Ju ZWeckbestimmung Elektrizität 

Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

~ Grünfläche 

l bf'~fflHJ I Zweckbestimmung 

Flächen für Wald(§ 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB) 

Wald 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Anzahl anzupflanzender Bäume in linearer Anordnung 
entlang der festgsetzten Strecke 

Sonstige Festsetzungen 

~ 
E:l 
[ St 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende 
Fläche(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Flächen für Stellplätze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB) 

Geltungsbereich 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

II. Kennzeichnungen(§ 9 Abs. 5 BauGB) 

c:J Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. 

III. Nachrichtliche übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

EJ 
Baudenkmal (§ 2 Abs. 1 HDSchG) 

Bauverbotszone: 20 m von Fahrbahn der L 3308 
(§§ 23 und 47 HStrG) 

Baubeschränkungszone: 40 m von Fahrbahn 
der L 3308 (§S 23 und 47 HStrG) 

IV. Eintragungen als Hinweise 

~ Zu sichernde Grundwassermessstelle (GWM) 

~ Zu erhaltender Versuchsbrunnen 

Textliche Festsetzungen, Kennzeichnungen, 
Nachrichtliche übernahmen und Hinweise 
A. Bauplanungsrech1 

A 1 TexUiche Festsetzungen 

Ar1 der baulichen Nutzung 

1. Im Gewerbagabie1 sin:l Einzelhandelsbetriebe, Betriebe des Beherbergungsgewarbes. Tankstellen so­
wie Anlagen für spcriliche Zwecke nicht zulässig. Schank- und Speisewirtschaften können nur ausnahms­
weise zugelassen werden. 
(Rech1s11r111dlasie § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB i.V.m. § 1 A~. 5 111d A~. B BauNVO) 

2. Im Gewerbe')ebie1 sind die nach § 8 Ab$. 3 der Baunutzun,;J$\lerordnung ausn~hmsweise zulassigeo 
Nutzungen ausgeschlossen. 
(Red11sgr111dlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB I.V.m § 1 Abs. 6 Nr. 1 Bau(WO) 

3. In den Industriegebieten sind Efnzelhandelsbetrlebe, Betr leOO des Beherbergungsgewerbes sowie 
Tankstellen nicht zulässig. 
(Red1ls9rmdl"9" § 9 Abs. 1 Nr. 1 B>tuGB i.V.m. § 1 Alls. 5 m d At... 8 BauNVO) 

4. In den Industriegebieten sind nach§ 9 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung ausnahmsweise zulassigen 
Nutzungen ausgeschlossen. 
(Rech1sgrm dlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB i.V.m. § 1 Atis. 6 Nr. 1 BauN\10) 

Maß der bauliche ra Nutrung Bauweise: 

5. o;e les19esetz1e Obergrenze für die zu lässige Höhe bau'icher An lagen gilt nicht fü r lechnische Aufbau­
ten wie Schornsteine und Lüftungsanlagen Die be1reffenden technischen Aufbauten dürfen je Gebäude 
zusammengenommen nicht mehr als 10% der jeweiligen Gn.rnd1läche einnehmen. 
(Reci11sgrU1dlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB i.V.mil § 16 Abs. 4 8aur.NO) 

6. Für die Ge=begebiella' und die lndustriegebila'le v,ird ,;1ls abweichend!;' B.iuwei sla' fla'stgese\.1: Der 
Grenzabstand ist einZU"lalten. Gebäudelängen von über 50 m sind zulassig. 
(Recil1s11r111dlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 E!auC..S I.V.m § 22 Abs. 4 BauNVO). 

7. Abweichend von der festgesetzten maximal zuläsaige11 Bauhöhe gilt für bauliche Anlagen imierhalb des 
Baufens1ers ma der Bezeichnung G eine zulässige Gebäudehöhe von ma;,,:imal 25 m. 
(Rechtsgrmdlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 Bau GB) 

8: Innerhalb der Baufenster G und H gll1 die Zul~~slgkelt der ba11llr.hen N1rtzung n11 r für die be~tehenden 
Gebaude (Wa55erturm. Wacile). Bei einem Abriss dieser Gebaude ist eine erneute bauliche Nut,:ung ;,u:f 
diesen Flächen nicht zulässig. 
(Red11s11r111dlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 B.auGB I.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB) 

Verkehrsfltlchen 

9. Für die VerkehrsHäche "Planstrarse 2· gilt bis zur Schaffung von Baurecht aufeir1o=r außerhalb des Geltungs­
bereichs gelegenen, ausschließlich durch die Planstraße 2 erschlosser.en Fläche a!s zulässige Art der Nut­
zung: Öffentliche Grünfüiche. 
(Rechls9rU1dlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 i.V.m. § 9 Abs. 2 Bau GB) 

Nebenanlagen und Stellplätze 

10. Auf den nicht überbauOOren GrundstücksHächen sind .:iußerhalb der festgesetzten Fläche für Stellpläl­
ze Garagen und Stellplälze unzulässig. 
(Rech1sgrm dlage § 9 Atis . 1 Nr. 2 Bau GB i.V.m § 23 Abs. 5 BauNVO). 

11. Innerhalb der Fläche für stel lplätze sind auch Nebenanlagen i.S.v § 14 der Baunutzungsverordnung 
zulässig. 
!Rechtsgrundlage§ 9 Ab s. 1 Nr. 2 Bau GB i.V.m § 23 Abs. 5 BauNVO). 

Waldflächen 

12. Die im Plangebiet festgesetz1en Waldflächen sind in ihren Grenzen und ihrem 6estarld zu erhalten 
sowie dauerhal1 und na;ichhalti<J Bis La;iubwald mil mehrstufioem Waldmantel zu bewirtschaften. Waldtrem­
ds Nutzungen. wie das Abs1e llen von Kfz oder die Lagerung von Mats0rialien sind unzulässig. 
[Rechtsgrundlage§ 9 AbS. 1 Nr. 18 b BauGel. 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

13. Innerhalb der Fläche für Wald - Fläche A - ist die Anlage einer ma~imal 6,50 m breiten Betrrebsstraße 
zulässig. die die Gel1ungsbereichsgrenze zwischen den Punkten B. C einerseits mit der Line zwischen den 
Punkten D. E, F andererseits verbindet Innerhalb der Straße dürfen lechnische Medien verlegl ,,,e,den. 
[Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGB) 

14. Die Fläche J lsl mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der zus1ändlgen Erschließung;;- und 
Versorgungsträger zu belasten. 
[Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 1 Nr. 21BauGB1 

15. Innerhalb der Fläche für Stellplätze is1 zwischen der Planstraße 3 und dem Flurstück 11411 1 ein Geh-, 
Fahr- und Le itungsrecht mit einer nutzbaren Breite von mindestens 4,00 m zugunsten des Eigenturners und 
Nutzers des Flurstücks 11 4/11 einzuräumen. 
[Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 1 Nr. 21 88uG8) 

Immissionsschutz I Seveso-Thema\ik 

16. Im Gewertlegebiet sind Anlagen , die einen Betriebsoereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BlmSchG bi lden oder Teil 
eines solchen BetriebsOOreichs wären, ausgeschlossen . 
(Rechlsgrundlage § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 ß.:luNVO) 

17. In den lndwstricgebieten sind alle Anlagen ~usgeschlossen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 
5.- BlmSchG bilden oder Teil eines solchen Betriebsbereichs wären und die aufgrund der dort vorhar,de­
nen S1offe den Klassen II bis IV des Leitfadens "Empfehlungen für Abstände ;cwischeri Betriebsteraichen 
nach der Sltirfallverordnung und schutzbedürft igen Gebie1en im Rahmen der Bauleitplanung - Umselzung 
des § 50 31mSchG" der Kommission für An lagens:cherhei1 (Fassung Novemt,er 2010) zuzuordnen sind. 
Entsprechendes gilt für An lagen, die aufgrund des Gefahrenindexes der dort vorhandenen Stoffe den Ab­
si11nrfsklassf!n II his IV zuzuorrinf!n &inrL A11snahmsweise könnim solr.hf! Anlagen wgel11ssen werden . 
wenn aufgrund baulicher oder technischer Maßnahmen ein geringerer Abs tand zu schut2:bedürftigen Ge­
bieten ausreichend ist. 
[Rechlsgrundlaye § 9 ,>,bs. l BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO) 

Grünfestsetzungen 

1 B. Auf den Baugebieten ist pro 500 m• Grundstücksfläche mindestens ein großl<roniger Laubbaum zu pflan­
zen und zu erhalien. Die gern . § 5 Abs. 3 der Ste llplatzsatzung der Stadt Hanau zw pflanzenden Baume Mn­
nen hierauf nicht angerechnet werden. 
[Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGßJ 

19. In der Planstraße 1 sind beidseitig je 100 lfd. Meter mindestens 5 großkronige Laubt>äume zu pftanzen und 
zw erhalten. 
[Re,;htsgrundlage § ij Abs. 1 Nr. 25 a BauG8) 

20. In der Planstraße 2 sind einseitig je 100 lfd . f,/leter mindestens 5 großkroni11e Laubbäume Zll pfl"anzen und 
zu erhalten 
[Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGßJ 

SchallemissiollBn 

21 . Zulässig ai11d Vorhaben (Betriebe und Anh;,gan }. deren Geräusche die in dar nachfolgende11 Tabelle ange­
gebenen Emissionskontin9en1e L EK nach DIN 45.691 weder tags (06 . □0 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 -
6.00 Uhr) überschre iten. Die Prüfung der Einhaltung erfolgl nach DIN 45.691 vcm Dazernber 2006 , AbschniN 5 

Emissir,nskontlnnen1e nach DIN 45 691 . . 
Emiss ionen 

Tei lfläche L in dB (Al I m' L in >d B /Al / m' 
GE1 57 42 
GE2 57 " GEJ " '° G" '° 40 
Gl2 59 " GIJ 61 46 

{Rechtsgrundlage: § g Aba. l Bau GB i.V.m. § 1 Ab a. 4 Nr_ 2 BauNVOJ 

MaßnahmGn zum Schutz zur PflGgG und zu1 Entwicklung von BodGn Natur urad Landschaft 

22. Innerhalb der fes1geselzten Waldflächen sind Habitatbäume (Altbäume mit Höhlen oder hohem Tot­
holzantei l) soweit wia möglicf1 zu sichern und durch geeignal,:, Schul<:maßn('lhmen ,:,rhal l<:>n. 
(Rech1sgnmdlage § 9 Abs. 1 Nr. 20 Bau GB) 

Versickeruno von Niederschlaaswasser 

23. Soweit dem weder wasserrechtliche oder ~nst,ge öffentlich-rech11 i,;.he Von:;chriften n,x,h wasserwirtschaft­
licha Bedenken an1gegenstehen ist das Niedarschlagswasser ortsn::ih w versic~ern oder 21-1 verrieseln. oder. 
falls eine Versickerunq oder Verriess0lung nicht möglich is t. direkt oder über eine Kana lisation ohne Vermi­
schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten 
{R~ch1sg rundla;ic § 9 Ab&. 1 Nr. 14 Bau GB) 

Pflanzliste zur texllichen Festsetzu ngen Nr. 18 

Zur Anpflanzung sind B~umc sind aus folgender Arten liste zu verwenden: 

Großkronige Laubbäume (Ho,:;hst;lmme, Stammumfang mind. 18 cm) 

Acer platanoides (Spit,-Ahoml 
Acer pseudopla tanus !Be<gahom) 
Aesculus , r_,, rrrn~ (Rotbklt,ernle Rossk~s laniel 
Caslanea Mtiva (Ess-Kastanie) 
Pla1anu3, aceri1ol ia (Platane) 
auercus robur 1.Stlelelche) 
Rot:,i ~ia p$8udoataeia &!MpMloreM !Robinie) 
Ti li~ cordma (Wintcrl ind~) 
Ti lia X inlatmedra "Palida· (Kaisadinda) 
Ulrnus-H ybrid "R~81. (Resisler1le Ulniel 

Die au1geführtc-n Baum□rtcn sind st □ndol1gc rccht bzw. bio&ologisch 11utcingebwnclcn. stndlk limavertr/:\glir:h, 
relativ krankheitsresistcnl sowie optisch attraktiv. 

A II Kennzeichnungen (Rechtsgrundlage§ 9 Abs. 5 BauGB): 

1. Für die im Pla11 gekennzeichneten Kontamina1 io11Sverdachtsflächen wurde der Altlastenverdacht im Rahmen 
von Aldastenarkundungen baEtiitigt. Es besteht damit eine Kennzeichnungspfiichl. 

2 Innerhalb der gekennzeichneten Kontaminationsverdachtsllächen wurde stellenweise Methan in der Boden­
luft festgestellt. Vor Bebeuung in dem gekennzeichneien Bereich is1 eine vollständige Sanierung über den Bo­
denlullpfad erforderlich. Alternativ kann zwr Gewährleistung derBebaubarkeil auch durch eine entsprechende 
gasdidlte Ausführung von Bauwerken ein wirksamer Schutz vor schädliche11 Bcdengasen erzielt werden. 

A III Nachr icht liche übernahmen (Rcd"itsgrundlagc § 9 Abs. 6 BauGB)· 

1. Nach§ 20 HDschG sincl alle bei Erdarbeiten auftretenden Funde. wie Mauern. Steinsetzungen. Bodenver­
färbungen, ScherOOn, Ste ingerjte oder SkeleNreste der Unieren Denkm.:i l5ehutzbehörde - BodendenkmalpHe­
ge der Stadt Hanau oder HessenARCHAOLOGIE l\J melden. Die Funde und Fundslel len aind bis zu einer 
Woche nach der Anze ige in unverändertem Zustand zu erhal1en und in geeigneter Weise bis mr Entsd1eidung 
zu schützen. 

2. Das im Plan als Baudenkmal gekennzeichnete Gebäude is1 im amtlichen Denkmalbuch der Stadl Hanau 
geführt. Es unterliegt damit na,::h § 2 Abs 1 den Regelunge11 des HDschG 

AN Hinweise 

1. Im südösl lic lu;n Teil de,:, Pl<1ngebiel!:! wi1d zum Zwecke der Grundwo1s,:,er~r:111ierung e in Horizo11lo1llirunnen 
angelegt 

2. Im Plan gebiet ist mit einem Vorkommen liOn Kampfmitteln zu rechnen . NurTeilflächenwurden bislang sys­
tematisch erkundet und beräum1. Im Hinblick auf d ie künftige Bebauung mit Infrastruktur und Hochbauten wird 
eine Fre igabe des Kampfmittelräumdienstes erforderlich. 

3. Es besteht die Notwendigkeit einer gutachte rl ictien Überwachung und Dokumentation al ler Erdbaumaß­
nahmen Im Geltungsbere ld'1 um Gefahren abzuwenden und eine fachgerechte Verwendung bzw. Entsorgung 
von Eri:laushub zu gev,,anrleis1en. Bei Auffinden weiterer Verun-einigungen is1die Bodenschutzbehörde einzu­
schelten. 

4. 8aumfal lungen und Gebüschrodungen sind im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar durchzufüh­
ren {§ 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG).Der Abriss von Gebäuden sol lte aus Gründen des Vogel- und Fledermaus­
schutz:cs ebenfalls im Zeitraum vom 01 . Oktober bis zum 28. Februar durchgcfOhrtwcrden. Fal~die Notwen­
digkeit für einen Gebäudeabriss außerhalb dieses Zeitraums besteht. ist zuvor fachlich zu prüfen, ob Vogel­
nis1stätten oder Fledermausquar1iere in dem betreffenden Gebäude vorhanden sind. Ggf. müssen Maßnah­
men :zur Vermeidung und zum Ausg leich von Schaden an Tieren bzw. ihren Quartieren durchgeführt werden, 

5. Voraussetzung für eine Versickerung von Niederschlagswasser ist e in belas tungsfreie r Untergnmd (in der 
Regel mindestens ZO nach L.AGA) 

6. Soll1e eine Versickerung. Verr ieselung oder Ableitung de~ Niederst:hlagswassers in ein Gewässer entspre­
ctrend der te~tl ichen Festsetzung Nr. 23 nicht möglich sein. so kann das auf einem Grundstock anfallende 
Nieden:;chlagswasser ·, on ma~imal 50% der G;undstocksfläche in die Kanal isa tion abgeleitet 'll'ef"den. Für dar­
über hinaus anzuschließende Flächen sind nach DWA-A 177 dimension ierte Rückhalteanlagen vorzusehen. 

7. Bei Grund111asserhaltunge11 isl der :w erwarle11de11 Konlamir.alion des Grundwassers Rechnung 2u bagen. 
Aufbereitungen werden v□raussichtl i c h notwendig werden. Die Maßnahmen sind ggf. mit laufenden Grund­
wassersanien.mgen w koordinieren. 

8. Die ma;,,:imale Einlertemenge Schmutzwasser in den Misch·,,,ass2rsammel<;anal nach Neuwirtsha 11s ist auf 
10 11 s OOgrem:t. 

B Örtlich<') B<rnvr, rnr.hr ilten und Ba1rnrdnungsrechtliche Fe~t~etzungP.n 

1 Innerhalb der im Plan nachricht l.ch dargestellten Bauverbot$Zone entlang der AschaffenburgM Straße 
sind Werbeanlagern unzulässig. 
IRe-chtsgrundlagec § 9Abs 4 iV m. § 81 Abs 7 HBO und§§ 23. 47 HSlrG) 

2. lnnerh>tlb der im Pl!ln n11chrichllich d~rgeslelllen B>tube~chränkungszone entlang der Ast:h>tflttnburger 
S1raße gelten für ansonsten allgemein zulässige Werbeanlagen fo lgende Re11e lungen: 
• Werbeanlagen dürfen nur an der Stätte der Leistung ,.md in baul icher Einheit mit dem jeweiligen 
Hauptbaukörper errichte t werden. 
• die von der Aschaffanburger Straße (L 3308) sichtbaren Werbeanlagen eind nur unbeleuchtet zulässig 
- Aufschüttungen fü r Werbeanlagen sind nicht zu lässig und 
- Werbeanlagen an und auf Gebäuden dürfen die tatsächliche Gebäudehöhe nur um maximal 1.00 m 
überschreiten. 
Einach ränku ngen bezüglich der Zuläsaigkait von Werbaenlagen aufgrund anderer gesetzlicher 
Grundlagen bleiben ungeachlet dieser Festsetzung wei lerhin gül1ig. 
IRe-chtsgrund l~ge: § 9 Ab$, 4 1,V,m , § 61 Abs. 7 HBO und§§ 23. 47 HStrG) 

3. Die nicht überbaubaren Grunds1ücksllächen sind mit Ausnahme von Zufahrten und Zugängen 
,gärtnerisch zu gestallan und zu unterha llen_ 
IR1«:h1 s9,und lage: § g ADS. 4 i.V.m. § 81 Abs. 5 HBOJ 

Rechtsgrundlagen / Verfahren 

Rechtsgrund lagen 

Rechtsgru ndlagen 

• Baugesetzbuch in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. 1 S. 2414), zu­
letzt geändert durch Art ikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. 1 S. 1548) 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzu ngsverord­
nung - Bau NVO) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Januar 1990 
(BGBI. 1 S. 133), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11 . Juni 2013 
(BGBI. 1 S. 1548) 

• Gesetz zur Ausfü hrung des Baugesetzbuches (AGBauGB) in der Fassung vom 
07. November 1999 (GVBI. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. No­
vember 2005 (GVBI. 1 S. 692) 

• Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG) in der Fassung vom 26. Seplember 
2002 (BGBL I S. 3830), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. August 
2009 (BGBI. 1 S. 2723) 

• Richtlinie des Rates 96182/EG (Seveso-11-Richtlinie) vom 09. Dezember 1996, 
geändert durch die Richtlinie 2003/105/EG vom 16. Dezember 2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates der Europäischen Union 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1 S. 94) 

Verfahrensvermerke 

1( a ta s1erverm er k 

Die Darstellung der Grenze n und die B ezeichnun9en der Flurstücke stimmen m i1 dem Nachwe is des 
Lieg ensch afls katas ters mit S1an d 25 .05 .20 14 überein 

Hanau. Uan 16.12 .2014 

1 a. Aurstellungsbesch luss 

yez. G„1u e ,1et 
Vermess ungsdire ktor 

Die S tadt·,erordne ten11arsam mlun9 der Stad t Hana u hal am 02 03 .2009 gem . § 2 Abs . 1 Ba uGB d ie 
Au ratellu 11g des Beba uungsp lans Nr. 1 1 04 "Wolfga ng Ka sern e· be schlossen. 

1 e. Ergänze nder Au fs1allu ngsbeschluss 

Die Stadtve rordnetenve rsamm lun9 der Stadt Hanau hat am 10.03 .2014 gern.§ 2 Abs 1 Ba uG B die 
Aufs1ellun9 de~ Bebauungsp lans Nr. 1104 "Wo lfgang Ka serne •· mit Anderu ng des Gel1un11sbe re ichs 
besch lossen . 

2. Frühzeil ige Beteiligung(§ 3 Abs . 1 und § 4 Abs . 1 BauG8) 

Die frühze it ige Beteiligung de r Ö lfentlichkeit erfolg te in der Zeil vom 3 1.03.2014 bis 11.04.2014. 

Orl und Datum der Auslegu ng i ur Be te ilig un11 der Öffe ntlich keit wurden ortsüb lich bekannt gern acht 
mit d ern Hinwe is . das,; Auße rungen während der Auslegungsfrist vo rgeb ra cnt werden kO nnen . 

Die f rOh;:eitige Bele iligu ng de r Behörden und sonstige , Tr ~ger öffenllic her Be lange fand ,:wische n 
dem 24.03.201 4 und de,n 25 .04 .2014 9t0tt . 

3. Ollen lagebes ch luss und Änd eru ng des Ge ltungsbereichs 

Die Stadtverordnelenve rsam rn lung der Stad t Hanau ha t am 21 .07.2014 den Bebauungsp lan Nr. 
11 0 4 "W olfg 3 ng - Ka seme"' 3 ls E ntwurf besch lossen. G leichzeit ig wu rde beschlossen, de n dem 
Au ratellungs besch luss vom 02. 03 .2009 zu Grund e liegen den rilu ml ic;han Gellu r1 gsbe re icl1 an me-hre­
ren Pu r1 kle zu ,•erilndern. 

4. Beteili gung der Öffentlichke i1 (§- 3 Abs . 2 BauG8 ) 

Die Aus legung des 8ebauu ngsplans Nr. 1104 "Wolfga ng - Ka.serne ·· erlo l!jl in der Zeit "IIOm 
04 .08 .2014 b is 05 .og .20 14 Arl und Da uer der Au s lag ung wer~ en au1 '2 8.07.2 0 14 ortsüblicl , bekann t 
gern acht nii t dam Hinweis. dass Äu ßarung an wä l1 rend der Auslag urigsfr ist vo rgeb„acht we rden kö n­
nen . 

5. Beteili gung der BehOrd en und sonstig en Träger öffentlichu Belange 
(§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Die Be tei lig ung der Be hörd en und 3onsl igen Träger öffentlicher Be lange e rfo lgte in der Zeit "II Om 
31.0 7. 20 74 b is 05. 09 .20 14 

6. Satzungsbeschluss 

Die Stedtverordnetenversam m lung der Stadl Hanau he t am 1 5. ·12.2014 den Be be u ungsp lan 
Nr . 1104 "W olfgang -Kaserne " gern . § 5 der Hessischen Gemeindeordnung und gern . § 10 
BauGB als Satzung besch lossen . 

Die Stadtverordnetenversam m lung der Stadt Hanau hat am 1 5.12 .2014 die örtlic hen 
Bauvorscliril ten z um Bebauungsplan Nr. 1104 "Wolfgang-Kaserne" gem . § 5 der Hessischen 
Geme indeordnung a ls Sa1zung beschlossen. 

Hanau , den 16 12 .2014 
gez. Weicker 

Baudimk1or 

Die ordnungsgemäße Durchführu ng der oben genannlen Verfahrensschritte wird hie rm it 
bestät igt. 

Han au, den 16.12 .2014 
gez. Kamins ky 

0 berbürgerm e ister 

Ausgefertig t 

Ha nau , den 16 .1 2.2014 
gez. Kaminsky 

0 berbürgerm e ister 

De r Satzungsbeschluss wu rde nach§ 10 A bs. 3 BauGB am 07.01 .2015ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan u a t damit in K raft. 

Hanau , den 12 .0 1.2015 
gez. Kamins Ky 

0 berbOrgerm e is ter 

Die ö ffent liche Au s legung Ces Sa1zungsbeschlusses über den Bebauungsplan erfolg te aufgrund 
der Beka nntma chung vom 07 .01 .2015 in der Zeit vom 15 .0 1.2015 b is 23.01 .2015 während de r 
Dienststunden im T ech nischen Rathaus, Stadtpla nungsamt (Auslegu ngsste lle ), 2. Obe r­
geschoss , Z immer Nr. 2.15, Hessen-Homburg-P la tz 7 , 63452 Hanau. 

Ha nau , den 3ü .01.~ü15 
gez. WeicKer 

Baudirck1or 

Bebauungsplan Nr. 1104 "Wolfgang-Kaserne" 
und örtliche Bauvorschriften 
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